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EuGH:  
Aldi Süd-Rabatt-Aktion ist irreführende Werbung
Der Discounter Aldi Süd mit Stamm-
sitz in Mülheim an der Ruhr profiliert 
sich gerne als besonders preisgünstiger 
Anbieter und unterstreicht das mit Ra-
batt-Aktionen. Doch dabei müssen die 
geltenden Regeln beachtet werden. So 
müssen bei der Angabe von Rabatten 
alle Preise der vergangenen 30 Tage 
berücksichtigt werden und es darf nur 
ein Bezug zum niedrigsten Preis aus 
dieser Zeitspanne hergestellt werden. 
Das hat der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) mit Sitz in Luxemburg ent-
schieden und damit die Werbung von 

Aldi Süd als irreführende Werbung 
eingestuft (Urteil vom 26. Sept. 2024 
– Az.: C-330/23). 

Diese seit knapp zwei Jahren geltende 
Regel soll verhindern, dass der Händ-
ler zunächst einen Preis erhöht und 
dann die anschließende Reduktion als 
hohen Rabatt werblich hervorhebt. Im 
konkreten Fall ging es um eine Rabatt-
Aktion von Aldi Süd für Ananas und 
Bananen, die mit 1,49 Euro bzw. 1,29 
Euro angeboten und als Preis-High-
light oder 23-prozentiger Rabatt be-

worben wurden. Tatsächlich wurde die 
Ananas im 30-Tage-Zeitraum sogar für 
1,39 Euro angeboten und damit sogar 
günstiger als das Preis-Highlight von 
1,49 Euro. Die Bananen wurden inner-
halb der 30-Tage-Frist zum gleichen 
Preis verkauft. 

Geklagt hatte die Verbraucherzentra-
le Baden-Württemberg mit Sitz in 
Stuttgart. Das Landgericht Düsseldorf 
wandte sich an den EuGH und legte 
ihm Fragen zur juristischen Einschät-
zung der Rabatt-Aktivitäten von Aldi 
Süd vor. Nun ist wieder das Landge-
richt Düsseldorf am Zuge und muss 
auf Basis des Vorab-Entscheidungsver-
fahren des EuGH das Verfahren gegen 
Aldi Süd weiterführen. (ps)
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PRESSEMITTEILUNG Nr. 152/24 
Luxemburg, den 26. September 2024 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-330/23 | Aldi Süd 

Eine in der Werbung bekannt gegebene Preisermäßigung muss auf der 
Grundlage des niedrigsten Preises der letzten 30 Tage berechnet werden 

Eine deutsche Verbraucherzentrale beanstandet vor einem deutschen Gericht die Art und Weise, in der der 
Discounter Aldi Süd in seinen wöchentlichen Prospekten mit Preisermäßigungen oder „Preis-Highlights“, z. B. für 
Bananen und Ananas, wirbt: 

 

Die Verbraucherzentrale ist der Ansicht, dass Aldi eine in der Werbung angegebene Preisermäßigung nicht auf der 
Grundlage des Preises unmittelbar vor Angebotsbeginn (im ersten Beispiel 1,69 Euro) berechnen dürfe, sondern 
dies nach dem Unionsrecht1 auf der Grundlage des niedrigsten Preises der letzten 30 Tage tun müsse (im ersten 
Beispiel 1,29 Euro; dieser Preis ist jedoch mit dem angeblich „ermäßigten“ Preis identisch). Es genüge nicht, in der 
Bekanntgabe lediglich den niedrigsten Preis der letzten 30 Tage zu nennen. Das gelte auch für die Bezeichnung 
eines Preises als „Preis-Highlight“. 

Das deutsche Gericht hat dem Gerichtshof hierzu Fragen vorgelegt. 

Der Gerichtshof antwortet, dass eine Preisermäßigung, die von einem Händler in Form eines Prozentsatzes 
oder einer Werbeaussage, mit der die Vorteilhaftigkeit eines Preisangebots hervorgehoben werden soll, bekannt 
gegeben wird, auf der Grundlage des niedrigsten Preises zu bestimmen ist, den der Händler innerhalb eines 
Zeitraums von mindestens 30 Tagen vor der Anwendung der Preisermäßigung angewandt hat. 

Dadurch werden Händler daran gehindert, den Verbraucher irrezuführen, indem sie den angewandten Preis 
vor der Bekanntgabe einer Preisermäßigung erhöhen und damit gefälschte Preisermäßigungen ankündigen. 

HINWEIS: Mit einem Vorabentscheidungsersuchen haben die Gerichte der Mitgliedstaaten die Möglichkeit, dem 

Gerichtshof im Rahmen eines Rechtsstreits, über den sie zu entscheiden haben, Fragen betreffend die Auslegung 

des Unionsrechts oder die Gültigkeit einer Handlung der Union vorzulegen. Der Gerichtshof entscheidet dabei nicht 

den beim nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Dieser ist unter Zugrundelegung der Entscheidung des 

Diese Rabatt-Aktionen stellen laut EuGH eine irreführende Werbung dar

Journalisten haben keinen Anspruch auf Auskunft  
über die Einschätzung des BND zur Ukraine
Das Bundesverwaltungsgericht mit 
Sitz in Leipzig hat den Antrag eines 
Redakteurs einer Tageszeitung über-
wiegend abgelehnt, den Bundesnach-
richtendienst (BND) im Wege der 
einstweiligen Anordnung zu verpflich-
ten, ihm Auskünfte im Zusammenhang 
mit dessen Öffentlichkeitsarbeit zur 
militärischen Situation in der Ukraine 
zu erteilen (Beschluss vom 12. Sept. 
2024 – Az.: BVerwG 10 VR 1.24). 

Anlass für die Anfragen beim BND 
war ein Artikel, der am 25. Mai 2024 
in der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung erschien. Darin wurde berichtet, 
dass der stellvertretende Vorsitzende 
des Parlamentarischen Kontrollgremi-
ums, Roderich Kiesewetter, MdB, be-
hauptet habe, der Bundesnachrichten-
dienst verbreite eine bewusst negative 
Einschätzung der militärischen Situati-
on in der Ukraine, um die öffentliche 
Meinung dahingehend zu beeinflussen, 

dass Waffenlieferungen nichts (mehr) 
brächten.

Das Bundesverwaltungsgericht hat 
dem Antrag, der insgesamt drei Frage-
stellungen beinhaltet, nur im Hinblick 
auf eine Frage stattgegeben. Danach 
ist der BND verpflichtet, Auskunft 
über die Anzahl der in diesem Jahr 
durchgeführten sogenannten vertrau-
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Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehme ich Titelschutz in Anspruch 
für:

Bubbalo Bill
Holla die Waldfee

in allen Schreibweisen und Darstellungsformen.

Daniel Douglas Wissmann, 
Müggenkampstraße 35, 20257 Hamburg

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir Titelschutz in Anspruch 
für:

Seriesly
Seriesly Berlin

in allen Schreibweisen und Darstellungsformen.

Regime Media GmbH, 
Frankfurter Allee 13-15, 10247 Berlin

lichen Einzel-Hintergrundgespräche 
zur militärischen Situation in der Uk-
raine zu erteilen. Aus dem Grundrecht 
der Pressefreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 
2 GG) folgt ein presserechtlicher Aus-
kunftsanspruch, der sich auf bei den 
Bundesbehörden vorhandene Informa-
tionen bezieht. Dem Anspruch können 
überwiegende private oder öffentliche 
Interessen entgegenstehen, was be-
züglich der Anzahl der geführten Ge-
spräche nicht der Fall ist.

Im Hinblick auf die weitere Frage nach 
den teilnehmenden Medien an solchen 
Presse-Hintergrundgesprächen hat das 
Bundesverwaltungsgericht den Antrag 
abgelehnt, weil insoweit die Presse-
freiheit der von einer solchen Auskunft 
betroffenen anderen Medien entgegen-
steht. Die Ermittlung, wessen Presse-

freiheit im Einzelfall schwerer wiegt, 
kann nicht im Eilrechtsschutz, sondern 
erst im Hauptsacheverfahren geleistet 
werden.

Der erbetenen Auskunft, ob der BND 
in den Presse-Hintergrundgesprächen 
einen militärischen Sieg der Ukraine 
als schwierig und/oder ausgeschlos-
sen dargestellt hat, stehen öffentliche 
Interessen in Form des Schutzes der 
auswärtigen Beziehungen der Bundes-
republik Deutschland entgegen. Der 
BND hat insoweit plausibel dargelegt, 
dass die Erteilung der erbetenen Infor-
mation die Stellung und Wahrnehmung 
der Bundesrepublik Deutschland in der 
internationalen Gemeinschaft beein-
trächtigen könnte. Dies dürfte umso 
mehr für eine vom Antragsteller ver-
mutete suggestiv steuernde Darstel-
lung der militärischen Situation in der 
Ukraine gelten. (ps)

Fortsetzung von Seite 1
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Das Bundesverwaltungsgericht folgte 
den plausiblen Darlegungen des BND
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Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir Titelschutz in Anspruch 
für:

Medizin trifft Finanzen

in allen Schreibweisen und Darstellungsformen.

MedTrix GmbH, 
Unter den Eichen 5, 65195 Wiesbaden

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir Titelschutz in Anspruch 
für:

LOOK - Der Guide zur perfekten Brille
ZeroG Führungskräfte-Kommunikation  - 

Führung braucht Klarheit, Empathie und 
Leichtigkeit

in allen Schreibweisen und Darstellungsformen.

brain script® Verlag DIKT GmbH, 
Montgelasstr. 8, 81679 München

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir in Vertretung einer 
Mandantin Titelschutz in Anspruch für

Song Trip

in sämtlichen Schreibweisen, Darstellungsformen, Kombinationen, Ab-
wandlungen, Schriftarten und grafischen Gestaltungen sowie mit allen 
Zusätzen in allen Medien einschließlich Tonträgern, Bildtonträgern, Audio- 
und audiovisuellen, elektronischen und digitalen Medien (sowohl linear 
als auch non-linear) und Netzwerken, inklusive Offline- und Onlinedienste, 
Domain-Bezeichnungen im Internet sowie für Mobilfunkdienste, Multime-
diaanwendungen, Film, Rundfunk-, Hörfunk- und Fernsehsendungen und 
ähnliche Inhalte, Promotion für Film sowie Rundfunk-, Hörfunk- und Fern-
sehsendungen und ähnliche Inhalte, Musik- und Bühnenveranstaltungen, 
Tourneen, Messen, Kongresse und sonstige Veranstaltungen jeder Art, für 
Merchandising in jeglicher Form, für Druckerzeugnisse und Printmedien 
aller Art sowie für Software-Erzeugnisse und Datenträger.

SNP Schlawien Partnerschaft mbB 
Rechtsanwälte Steuerberater, 
Bismarckallee 10, 79098 Freiburg
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